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Übersicht über die vorhandenen Einrichtungen nach den Anforderungen 
an ein modernes Rettungssystem — Übersicht „Rettungswesen“ 
(Soii-ist-Vergieich) — 


1 Auftrag 

Der Deutsche Bundestag hatte mit Beschluß vom 
2. Dezember 1971 (Deutscher Bundestag — 6. Wahl- 
periode — 154. Sitzung, Stenographischer Bericht 
8886 B — ) die Bundesregierung ersucht, bestimmte 
Maßnahmen zur Verbesserung des Rettungswesens 
zu treffen und über die auf Grund der Entschließung 
des Bundestages getroffenen Maßnahmen bis zum 
1. Oktober 1972 einen Bericht vorzulegen. Daraufhin 
hat die Bundesregierung am 27. April 1973 einen 
mit den Bundesländern im Rahmen des Bund/Länder- 
Aussdiusses *) „Rettungswesen" sachlich abgestimm- 
ten Bericht vorgelegt (Drucksache 7/489). 

In seiner 116. Sitzung am 19. September 1974 nahm 
der Deutsche Bundestag einen Antrag des Ausschus- 
ses für Verkehr (14. Ausschuß) (Drucksache 7/2287) 
an. Danach ist dem Deutschen Bundestag unter an- 
derem 

sobald wie möglich eine Übersicht über die Anfor- 
derungen an ein modernes Rettungssystem und 
über die vorhandenen Einrichtungen vorzulegen; 
dieser Soll-Ist-Vergleich soll sich insbesondere er- 
strecken auf Krankenwagen, Rettungswagen und 
die Zahl der Hubschrauberstationen. 

Die Bundesländer und die beteiligten Bundesministe- 
rien haben den Bericht am 29. April 1975 im Bund/ 
Länder- Ausschuß „Rettungswesen" *) beraten und in 
der vorliegenden Fassung gebilligt. 

2 Konzeption und Anforderungen an ein 
modernes Rettungssystem 

Nach heutiger Auffassung ist der Rettungsdienst in- 
nerhalb der Vielzahl der Gemeinschaftsaufgaben der 

*) Mitglieder: Referenten aus den für das Rettungswesen 
zuständigen Ministerien des Bundes und der Länder. 


Gesellschaft dem Bereich der Daseinsvor- und Da- 
seinsfürsorge zuzuordnen und als öffentliche Auf- 
gabe zu erfüllen. Damit übernimmt der Staat die Ge- 
samtverantwortung für den Rettungsdienst. Die Bun- 
desländer — die für die Erfüllung dieser Aufgabe 
nach dem Grundgesetz (Artikel 30, 70, 83 GG) zu- 
ständig sind — bemühen sich laufend, ein bedarfs- 
gerechtes Gesamtsystem eines ständig einsatzberei- 
ten und leistungsfähigen Rettungsdienstes zu schaf- 
fen. Dieses im Ausbau begriffene System entwickelt 
sich innerhalb der Länder und im Verhältnis der 
Bundesländer zueinander auf der Grundlage eines 

— von Bund und Ländern gemeinsam erarbeiteten 

— Musters für ein Landesgesetz über den Rettungs- 
dienst (Anlage 1 zur Drucksache 7/489); es wird 
durch „Grundsätze zur Verbesserung des Rettungs- 
wesens" (siehe Anlage 1) ergänzt. 

Diese Grundlagen enthalten die sachlichen Anforde- 
rungen an ein modernes Rettungssystem und zu- 
gleich die Zielvorstellungen für ein möglichst gleich 
hohes Leistungsniveau im gesamten Bundesgebiet. 
Zur Zeit wird darüber beraten, ob die Länder-Ret- 
tungsgesetze durch 

— ein Gesetz über den Beruf des Rettungssanitäters 
(Rettungssanitätergesetz, Drucksache 7/822) und 

— ein Gesetz über die Beförderung von Personen 
mit Krankenkraftwagen (Krankentransportgesetz; 
Referentenentwurf, muß gegebenenfalls, sobald 
voraussichtliche Kostenauswirkungen abschlie- 
ßend feststehen, überarbeitet werden) 

ergänzt werden sollen. Endgültige Entscheidungen 
hängen u. a. vom Ergebnis der Beratungen im Bun- 
destag (Rettungssanitätergesetz) und der Kostenaus- 
wirkungen (Krankentransportgesetz) ab. 
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Die vom Deutschen Bundestag erbetene Übersicht 
über die vorhandenen Einrichtungen des Rettungs- 
wesens ist in den Anlagen 2 bis 7 enthalten. Die An- 
gaben beruhen auf Mitteilungen der Bundesländer 
(Stand; 1. März 1975). Im einzelnen sind erfaßt; 


3.1 Der Stand der Gesetzgebung 
(Übersicht siehe Anlage 2) 

Die Stadtstaaten haben entsprechende Regelungen 
in ihren Feuerschutzgesetzen bereits verankert. 
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das 
Saarland und Schleswig-Holstein haben besondere 
Rettungsgesetze inzwischen verabschiedet; die übri- 
gen Bundesländer (außer Hessen) bereiten solche 
vor; Hessen hat mit den beteiligten Verbänden und 
Organisationen entsprechende Vereinbarungen ge- 
troffen. 

In jedem Rettungsdienstgesetz der Bundesländer ist 
die Finanzierung des Rettungswesens im einzelnen 
geregelt. Dabei wird grundsätzlich zwischen Investi- 
tionskosten und Betriebskosten unterschieden. 

Zu den Investitionskosten leisten die Bundesländer 
nach Maßgabe ihrer Haushalte — verschiedene hohe 
— Zuschüsse. 

Die Betriebskosten sollen grundsätzlich durch Ge- 
bühren gedeckt werden. Die gesetzlichen Regelun- 
gen dazu sind von Land zu Land verschieden. 

In allen Bundesländern, die inzwischen ein Rettungs- 
dienstgesetz verabschiedet haben, ist auch die Frage 
der Finanzierung gelöst. 


3.2 Soll-Ist-Vergleich 

3.2.1 Der Aufbau eines Systems von Rettungsleitstellen 
(Übersicht siehe Anlage 3) 

„Die Rettungsleitstelle ist die Einsatzstelle des ge- 
samten Rettungsdienstes in einem Rettungsdienst- 
bereich. Sie muß ständig besetzt und erreichbar 
sein. Sie soll einen zentralen Krankenbettennach- 
weis führen. Eine enge Zusammenarbeit mit den 
Einrichtungen der ärztlichen Selbstverwaltungs- 
körperschaften für den ärztlichen Bereitschafts- 
dienst ist sicherzustellen. Benachbarte Rettungs- 
leitstellen haben sich zu unterstützen." (§ 5 des 
Musters für ein Ländergesetz über den Rettungs- 
dienst) 

Den Rettungsleitstellen unterstehen jeweils eine An- 
zahl von Rettungswachen; sie sind eine neue Ent- 
wicklung und bestanden in der heute geforderten 
Form bisher nur in den Stadtstaaten und größeren 
Städten. Dies erklärt, daß Soll und Ist in einigen 
Bundesländern z. Z. noch nicht ausgeglichen sein 
können. 


3.2.2 Die Zahl der vorhandenen Rettungswachen 
(Übersicht siehe Anlage 4) 

„Die Rettungswache hält die mobilen Rettungs- 
mittel, insbesondere Rettungswagen, Kranken- 
transportwagen sowie das notwendige Personal 
einsatz- und abrufbereit." (§ 6 des Musters für ein 
Ländergesetz über den Rettungsdienst). 

Die Übersicht zeigt, daß die Anzahl der vorhande- 
nen Rettungswachen ausreicht. Dies schließt nicht 
aus, daß im Rahmen einer Reform im Interesse eines 
gleichmäßig ausgebauten Netzes auch räumliche 
Verlagerungen von Rettungswachen notwendig wer- 
den. 

3.2.3 Anzahl der Rettungswagen (Übersicht siehe Anlage 5) 

Rettungswagen (Kurzzeichen RTW) dienen dazu, die 
Transportfähigkeit von Notfallpatienten vor und 
während der Beförderung herzustellen und aufrecht- 
zuerhalten (DIN 75080 — Krankenkraftwagen — ). 

Richtzahl: 1 Krankenkraftwagen auf 12 000 bis 15 000 
Einwohner, wobei mindestens 60 ®/o RTW sein sol- 
len. Die Übersichten zeigen, daß zur Zeit noch in 
vielen Fällen Rettungstransporte mit Krankentrans- 
portwagen an Stelle von Rettungswagen durchge- 
führt werden. 

3.2.4 Anzahl der Krankentransportwagen 
(Übersicht siehe Anlage 6) 

Krankentransportwagen (Kurzzeichen: KTW) sind 
grundsätzlich für die Beförderung von Nicht-Notfall- 
patienten bestimmt (DIN 75080 — Krankenkraft- 
wagen — ). 

KTW, wenn auch nicht überall der DIN 75080 ent- 
sprechend, sind in ausreichender Anzahl vorhanden. 
Richtzahl: 1 Krankenkraftwagen auf 12 000 bis 15 000 
Einwohner, wobei höchstens 40 ®/o KTW sein dürfen. 

3.2.5 Der Stand des Aufbaues eines Netzes von Rettungs- 
hubschrauber-Stützpunkten (Übersicht siehe Anlage 7) 

Rettungshubschrauber (Kurzzeichen: RTH) ergänzen 
das bodengebundene System. 

„Grundsätze für den Einsatz von Hubschraubern im 
Rettungsdienst" dienen den im Rettungsdienst Täti- 
gen als Anhalt für ihre Mitwirkung beim Rettungs- 
dienst mit Hubschraubern (Anlage 8). 

Normenvorschriften nach DIN sind in Vorbereitung. 
Die Einsatzmöglichkeiten des RTH auch während der 
Dunkelheit werden vom Bundesministerium für For- 
schung und Technologie untersucht. 

3.2.6 

Eine ausführliche Übersicht über den Stand der Ent- 
wicklung eines einheitlichen Notrufnummernsystems 
im Bundesgebiet ist in Drucksache 7/2588 (neu) vom 
3. Oktober 1974 enthalten (siehe Anlage 9) In Ergän- 
zung hierzu laufen vom Bundesministerium für For- 
schung und Technologie geförderte Untersuchungen 
Über ein drahtloses Notmeldesystem. Richtlinien für 
die Einrichtung von Notrufmöglichkeiten an Bundes- 
und sonstigen Straßen werden zur Zeit im Bund/ 
Länderausschuß „Rettungswesen" erarbeitet. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 23. Juni 1975 — 114 (11114) — 920 01 — Re 3/75. 
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Anlage 1 

1. März 1974 


Grundsätze zur Verbesserung des Rettungswesens 


1 Vorbemerkung 

Der Bund/Länder-Ausschuß und die Ständige Konfe- 
renz „Rettungswesen" halten es für erforderlich, die 
Ergebnisse ihrer Arbeit und ihrer Forderungen in 
einer programmatischen Gesamtdarstellung zusam- 
menzufassen. 

Sie befinden sich damit in grundsätzlicher Überein- 
stimmung mit den Erkenntnissen aus Wissenschaft 
und Technik. 

Die zuständigen Stellen des Bundes und der Länder 
sowie die am Rettungswesen beteiligten Einrichtun- 
gen und Organisationen legen die nachfolgenden 
Grundsätze der Erfüllung ihrer Aufgaben zugrunde. 
Ein modernes Rettungswesen ist das funktionale In- 
einandergreifen verschiedener Bereiche (Sofortmaß- 
nahmen am Unfallort und Erste-Hilfe-Notrufmelde- 
system, organisierter Rettungs- und Krankentrans- 
portdienst, Krankenhausversorgung), für die der 
Begriff „Rettungskette" allgemein anerkannt ist. 


2 Sofortmaßnahmen am Notfallort und Erste-Hilfe 

Die Wirksamkeit der Breitenausbildung der Bevöl- 
kerung in den Sofortmaßnahmen am Notfallort und 
in der Ersten-Hilfe ist durch Berichte der Kranken- 
häuser und Rettungsorganisationen deutlich gewor- 
den. Dennoch hat diese Ausbildung den erforder- 
lichen Umfang noch nicht erreicht. 

Daher sind folgende Forderungen zu stellen: 

2.1 

Unterrichtung auch der Führerscheininhaber in So- 
fortmaßnahmen am Unfallort. 

2.2 

Verstärkte Erste-Hilfe- Ausbildung, auch in Schulen 
und anderen Ausbildungsstätten. 

2.3 

Planmäßige Wiederholungskurse. 

2.4 

Fortbildung der Ärzte in Notfallmedizin. 

3 Notrufmeldesystem 

Die Funktionsfähigkeit der Rettungskette wird ent- 
scheidend verbessert durch ein einheitliches Notruf- 
meldesystem. 

Es muß überall und jederzeit möglich sein, Notfall- 
meldungen über entsprechende technische Einrich- 
tungen abzusetzen. 


Daher sind folgende Forderungen zu stellen: 

3.1 

Verwirklichung des modernen Notrufes 110 (Feuer- 
wehrruf 112) und die Einrichtung des münzfreien 
Notrufs in den Bundesländern. 

3.2 

Schaffung der organisatorischen Grundlagen für die 
jederzeitige Annahme des Notrufes 110 durch stän- 
dig besetzte Abfragestellen (einschließlich Ersatzab- 
fragestellen). 

3.3 

Weiterleitung des Notrufes an die Rettungsleitstelle 
(siehe 4.6.1). 

3.4 

Schaffung von Normen für ein einheitliches System 
von Notruftelefonen. 

3.5 

Aufstellung von Notruftelefonen an anderen Straßen 
als Bundesautobahnen einschließlich Hinweisbeschil- 
derung. 


4 Aufgabe und Organisation des Rettungs- und 
Krankentransportdienstes 

Um eine einheitliche Leistungsfähigkeit des Ret- 
tungsdienstes nicht nur im Bereich einzelner Bun- 
desländer, sondern im gesamten Bundesgebiet zu ge- 
währleisten, wird folgendes gefordert: 

4.1 

Anerkennung folgender Begriffsbestimmung des 
Rettungsdienstes : 

4.1.1 

Aufgabe des Rettungsdienstes ist es, bei Notfall- 
patienten am Notfallort lebensrettende Maßnahmen 
durchzuführen und die Transportfähigkeit herzustel- 
len sowie diese Personen unter Aufrechterhaltung 
der Transportfähigkeit und Vermeidung weiterer 
Schäden in ein geeignetes Krankenhaus zu verbrin- 
gen. Notfallpatienten sind Personen, die sich infolge 
von Verletzung, Krankheit oder sonstiger Umstände 
in Lebensgefahr befinden oder deren Gesundheits- 
zustand in kurzer Zeit eine Verschlechterung be- 
sorgen läßt, sofern nicht unverzüglich medizinische 
Hilfe eingreift. 

4.1.2 

Aufgabe des Rettungsdienstes ist es auch, kranke, 
verletzte oder sonstige hilfsbedürftige Personen 
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unter sachgerechter Betreuung zu befördern, die 
keine Notfallpatienten sind (Krankentransport). 

4.1.3 

Notfallpatienten haben Vorrang. 

4.2 

Anerkennung des Rettungsdienstes als öffentliche 
Aufgabe. 

4.3 

Festlegung von Rettungsdienstbereichen. 

4.4 

Festlegung der öffentlich-rechtlichen Träger des Ret- 
tungsdienstes für den jeweiligen Rettungsdienstbe- 
reich. 

4.5 

Regelung der Mitwirkung bestehender Organisatio- 
nen und Einrichtungen bei der Durchführung des 
Rettungsdienstes. 

4.6 

Festlegung der notwendigen Einrichtungen innerhalb 
der Rettungsdienstbereiche. 

4.6.1 

Einrichtung einer ständig besetzten Rettungsleit- 
stelle in jedem Rettungsdienstbereich, die grundsätz- 
lich die Einsätze des Rettungsdienstes leitet und ko- 
ordiniert, einen zentralen Bettennachweis führt so- 
wie das Zusammenwirken des Rettungsdienstes mit 
anderen Einrichtungen (Polizei, Feuerwehr, ärztlicher 
Bereitschaftsdienst, Krankenhaus) sicherstellt. 

4.6.2 

Einrichtung der erforderlichen Anzahl von Rettungs- 
wachen, deren Standorte so gewählt werden müs- 
sen, daß jeder Punkt ihres Einsatzbereiches in der 
Regel in zehn Minuten erreicht werden kann. 

4.7 

Sicherung eines ausreichenden Bestandes normge- 
rechter Krankenkraftwagen — Rettungswagen und 
Krankentransportwagen — (Richtzahl; 1 Kranken- 
kraftwagen auf 12 000 bis 15 000 Einwohner), von 
denen mindestens 60 Vo Rettungswagen sein sollen. 

4.8 

Stationierung mindestens eines Rettungswagens an 
jeder Rettungswache. 


4.9 

Ausrüstung aller Krankenkraftwagen mit Funk- 
sprechgeräten. 

4.10 

Vermehrter Einsatz von Notärzten auf Rettungs- 
wagen. 

4.11 

Besetzung aller Krankenkraftwagen mit Fahrer und 
Rettungssanitäter oder sonst fachlich entsprechend 
ausgebildetem Beifahrer. 

4.12 

Fachlehrgang mit klinischem Praktikum für alle 
Fahrer. 

4.13 

Ausbildung des Rettungssanitäters entsprechend 
dem Entwurf eines Bundesgesetzes über den Beruf 
des Rettungssanitäters. 

5 Krankenhausversorgung 

Letztes Glied der Rettungskette stellt die Kranken- 
hausversorgung dar. Die Zusammenarbeit zwischen 
Krankenhäusern und dem Rettungsdienst ist daher 
entsprechend zu regeln. 

Um eine optimale Versorgung von Notfallpatienten 
sicherzustellen, ist folgendes zu fordern: 

5.1 

Sicherstellung der Aufnahme von Notfallpatienten 
in dafür geeignete Krankenhäuser, die mindestens 
eine interdisziplinäre Intensiv-Pflegestation haben 
müssen. 

5.2 

Bereitstellung von Ärzten für den Rettungsdienst. 

5.3 

Sicherstellung von Aus- und Weiterbildungsplätzen 
für das Personal des Rettungsdienstes. 

6 Finanzierung 

Die geforderten Maßnahmen verlangen eine stär- 
kere finanzielle Beteiligung der öffentlichen Hand 
an den Investitionskosten der Einrichtungen des 
Rettungsdienstes. Für die Einsätze des Rettungs- 
dienstes sollen Entgelte festgesetzt werden, die die 
Betriebskosten decken. 
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Anlage 2 

Stand: 1. März 1975 


Stand der Gesetzgebung (Rettungsgesetze) in den Bundesländern 


Baden-Württemberg 

Der Entwurf eines Rettungsdienstgesetzes liegt 
dem Landtag vor. 

Bayern 

Das Bayerische Gesetz über den Rettungsdienst 
vom 11. Januar 1974 (GVBL S, 1) ist seit dem 
1. Januar 1974 in Kraft, 

Berlin 

Das Land Berlin wird ein besonderes Rettungs- 
dienstgesetz nicht erlassen, da § 1 Abs. 4 des 
Feuerwehrgesetzes in der Fassung vom 2. Juli 
1974 (GVBL S. 1562) eine ausreichende Regelung 
enthält. 

Bremen 

Auch in Bremen ist der Erlaß eines besonderen 
Rettungsdienstgesetzes nicht erforderlich, weil § 1 
Abs. 2 des Gesetzes über den Feuerschutz im 
Lande Bremen vom 18. Jüli 1950 (BremGBL. S. 81) 
den Rettungsdienst bereits regelt. Darüber hinaus 
ist vorgesehen, Teile des in Ziffer 2 genannten 
Mustergesetzes in eine Neufassung des Gesetzes 
über den Feuerschutz im Lande Bremen einzu- 
arbeiten. 

Hamburg 

Da der Rettungsdienst entsprechend den Bestim- 
mungen des § 17 des Feuerwehrgesetzes vom 
15. Mai 1972 (GVBL S, 87) in Hamburg ausrei- 
chend geregelt ist, hält Hamburg eine besondere 
gesetzliche Regelung nicht für notwendig. 


Hessen 

Eine gesetzliche Regelung ist in Hessen zur Zeit 
nicht vorgesehen. Durch Vereinbarungen zwischen 
Land und Kommunen mit den Sanitätsorganisatio- 
nen und Krankenkassen sollen die notwendigen 
Reformmaßnahmen des Krankentransport- und 
Rettungsdienstes durchgeführt werden. 

Niedersachsen 

Ein Gesetz über den Rettungsdienst ist in Vor- 
bereitung. Eine Gesetzesvorlage geht dem Nie- 
dersächsischen Landtag -ZU, sobald die Aufbrin- 
gung der entstehenden Kosten zumindest nach 
einem Stufenplan gesichert erscheint. 

Nordrhein- Wes tfalen 

Das Gesetz über den Rettungsdienst in Nordrhein- 
Westfalen vom 26. November 1974 (GV. NW. 
S. 1481) ist am 1. Januar 1975 in Kraft getreten. 

Rheinland-Pfalz 

Das Gesetz über den Rettungsdienst in Rheinland- 
Pfalz vom 12. Dezember 1974 (GVBL S. 625) ist 
seit dem 1. Januar 1975 in Kraft. 

Saarland 

Das Gesetz über den Rettungsdienst im Saarland 
vom 24. März 1975 (AmtsBl. S. 545) wird am 1. Ja- 
nuar 1976 in Kraft treten. 

Schleswig-Holstein 

Das Rettungsdienstgesetz vom 24. März 1975 
(GVOBl. S. 44) ist seit dem 1. April 1975 in Kraft. 


Zusammenstellung; Stand der Gesetzgebung (Rettungsgesetze) 
in den Bundesländern 


Baden- Württemberg 

Gesetzentwurf liegt dem Landtag vor 

Bayern 

Gesetz seit 1. Januar 1974 in Kraft 

Berlin 

durch das Feuerwehrgesetz geregelt 

Bremen 

durch das Feuerschutzgesetz geregelt 
(Novellierung vorgesehen) 

Hamburg 

durch das Feuerwehrgesetz geregelt 


Hessen 

durch Vereinbarungen mit den Beteiligten ohne 
Gesetz geregelt 

Niedersachsen 

Gesetzentwurf in Vorbereitung 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetz seit 1. Januar 1975 in Kraft 

Rheinland-Pfalz 

Gesetz seit 1. Januar 1975 in Kraft 

Saarland 

Gesetz tritt am 1. Januar 1976 in Kraft 
Schleswig-Holstein 
Gesetz seit 1. April 1975 in Kraft 
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Anlage 3« 

Stand: 1. März 1975 


Anzahl der Rettungsleitstellen 



beabsichtigtes Soll 

Ist 

Baden-Württemberg 

37 

13 

Bayern 

26 

1 

Berlin 

i‘) 

1 

Bremen 

2 

2 

Hamburg 

12) 

12) 

Hessen 

403) 

40 

Niedersachsen s 

46 

21 

Nordrhein- Westfalen 

54 


Rheinland-Pfalz 

18 

6 

Saarland 

1 

3®) 

Schleswig-Holstein 

15 

5 


Die Funktionen einer zentralen Rettungsleitstelle werden von der Einsatzzentrale der 
Berliner Feuerwehr miterfüllt. Daneben existieren Einsatzleitstellen der vier Sanitäts- 
organisationen (ASB, DRK, JUH, MHD), die gleichzeitig für den organisationseigenen 
Bereich als Rettungsleitstellen fungieren. 

Neben der Rettungsleitstelle besteht eine nachgeordnete Krankentransportleitstelle 
der Sanitätsorganisationen. 

Davon 13 z. T. (bis Oktober 1975) noch auszustatten. 

Leitstellen im Sinne des Rettungsgesetzes Nordrhein-Westfalen sind bisher nicht vor- 
handen. 

*) DRK-Leitstellen 
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Anlage 4 

Stand: 1. März 1975 


Anzahl der Rettungswachen 



beabsichtigtes Soll 

Ist 

Baden-Württemberg 

255 

250 

Bayern 

Untersuchungen laufen noch 

377 

Berlin 

34») 

34 

Bremen 

17 

17 

Hamburg 

24 2) 

24 

Hessen 

150 

150 

Niedersachsen 

161 

159 

Nordrhein-Westfalen 

Untersuchungen laufen noch 

4083) 

Rheinland-Pfalz 

120 

104 

Saarland 

204) 

39 

Schleswig-Holstein 

76 

55 


Außerdem bestehen 32 Krankenkraftwagen-Depots, von denen 16 den Sanitätsorgani- 
sationen und die restlichen 16 privaten Unternehmern gehören; sie sind nur zeitweilig 
besetzt. 

Ferner sind 9 Krankentransportstützpunkte der Sanitätsorganisationen vorhanden. 
Stand: 15. Dezember 1971 (Erhebung zur Organisation des Rettungsdienstes und de9 
Krankentransportes in Nordrhein-Westfalen) 
an Krankenhäusern 
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Anlage 5 

Stand: 1. März 1975 


Anzahl der Rettungswagen 



beabsich- 
tigtes 
Soll 1) 

Ist 

da^ 

nach 

DIN 

75080 

7on 

ständig 

mit 

Notarzt 

besetzt 

Ist zeit- 
weilig mit 
Notarzt 
besetzt 

Baden-Württemberg 

351 

158 

158 

12 

4 

Bayern 

440 

202 

202 

50 

8 

Berlin 

32 

10 

10 

1 

1 

Bremen 

8 

8 

8 

2 

3 

Hamburg 

88 

85 

62) 

3 

— 

Hessen 

172 

61 

61 

17 

— 

Niedersachsen 

193 

75 

603) 

53) 

— 

Nordrhein-Westfalen 

765 

295 

295 

303) 


Rheinland-Pfalz 

140 

95 

95 

5 

3 

Saarland 

27 

12 

12 

1 

— 

Schleswig-Holstein 

38 

32 

32 

5 

13 


Anmerkung: 7 RTW der Bundeswehr nach DIN 75080 werden z. T. regelmäßig im zivilen 
Bereich eingesetzt. Davon sind 1 ständig und 5 zeitweise mit einem Notarzt 
besetzt. 

1) Richtzahl: 1 Krankenkraftwagen auf 12 000 bis 15 000 Einwohner, wobei mindestens 
60 ®/o Rettungswagen sein sollen. 

2) die übrigen RTW entsprechen im wesentlichen den Merkmalen der DIN 75080 
etwa 

*) Angaben darüber nicht möglich. 
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Drucksache 7/3815 


Anlage 6 

Stand: 1. März 1975 


Anzahl der Krankentransportwagen 



beabsichtigtes | 
Soll ') 1 

Ist 1 

davon nach 

DIN 75080 

Baden- Württemberg 

500 

645 

215^) 

Bayern 

660 

876 

876 

Berlin 

180 

188 

122 

Bremen 

44 

44 

44*) 

Hamburg 

506) 

506) 

50^) 

Hessen 

258 

470 

250*) 

Niedersachsen 

258 

473 

360*) 

Nordrhein-Westfalen 

510 

1 102 6) 

726*) 

Rheinland-Pfalz i 

280 

280 

187*) 

Saarland i 

41 

82 

82 

Schleswig-Holstein 

153 

135 

124 


Anmerkung: Krankenkraftwagen der Bundeswehr stehen für den zivilen Bereich im 
akuten einzelnen Notfall zur Verfügung, wenn die zivilen Einrichtungen 
nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend helfen können. 

Richtzahl: 1 Krankenkraftwagen auf 12 000 bis 15 000 Einwohner, wobei höchstens 40®/o 

Krankentransportwagen sein dürfen. 

etwa 

davon 32 KTW mit einer Zusatzausrüstung 
überwiegend 

Stand; 15. Dezember 1971 (Erhebung zur Organisation des Rettungsdienstes und in 
Nordrhein- W estf alen) 

®) Die Sanitätsorganisationen in Hamburg verfügen über 50 eigene KTW, von denen zu 
den Bedarfsspitzenzeiten ca. 25 personell besetzt sind und vornehmlich zu risikoärme- 
ren Krankentransporten eingesetzt werden. Die übrigen 25 Krankenkraftwagen stehen 
für außergewöhnliche Situationen zur Besetzung mit ehrenamtlichen Helfern bereit. 
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Anlage 7 

Stand; 1. März 1975 


Rettungshubschrauber-Stützpunkte 




Beabsichtigtes Soll 



Ist 



Ins- 

ge- 

samt 


davon 





Kata- 

strophen- 

schutz 

Bundeswehr 

Private 

Kata- 

strophen- 

schutz 

Bundeswehr 

Private 

Baden- 








Württemberg . . . 

4 

Villingen- 
Schwennin- 
gen/Rottweil ®) 
Ravensburg 

Ulm ‘) 

Stuttgart 2) 


Ulm 1) 

Stuttgart 
Basel ä) 

Bayern 

5 

München, 

Schweinfurt 

Regensburg 

Nürnberg 

Traun- 
stein 1) 

München 

Nürnberg 

Traun- 
stein 1) 

Berlin 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

1 

Bremen 

— 

— 

Bremen 5) 

— 

— 

Hamburg 

1 

— 

Hamburg o) 

— 

— 

Hamburg o) 

— 

Hessen 

3 

Frankfurt/M. 

Kassel 

Raum Ober- 
hessen ®) 



Frankfurt 

Kassel 



Niedersachsen . . 

4 

Hannover 

Osnabrück/ 

Bielefeld 

Uelzen o) 
Sander- 
busch bzw. 
Wilhelms- 
haven 0) 


Hannover 



Nordrhein- 








Westfalen 

5 

Köln 

Lünen 

Duisburg 

Würselen 
Rheine o) 


Köln 

Lünen 

Würselen 


Rheinland- Pfalz . 

3 

Ludwigs- 
hafen 10) 
Wittlich 

Koblenz “) 

— 

Ludwigs- 
hafen 10) 

Koblenz 

— 

Saarland 

1 

Saarbrücken/ 
Homburg o) 

— 

— 

— 

— 

— 

Schleswig- 








Holstein 

2 

Eutin 0) 


Rends- 
bürg *) 



Rends- 
bürg 2) 


Anmerkung; Hubschrauber des militärischen SAR-Dienstes Westerland, Kiel, Borkum, Jever, Ahlhorn, Faßberg, 

Hopsten, Nörvenich, Pferdsfeld, Neuburg, Bremgarten und Landsberg stehen im akuten einzelnen Notfall 
auch für den zivilen Rettungsdienst zur Verfügung, 
in Ulm stationiert, wird auch in Bayern eingesetzt 
Deutsche Rettungsflugwacht e. V. 

Schweizer Rettungsflug wacht, wird auch in Baden-Württemberg eingesetzt 
Süd-Helicopter-Fluggesellschaft 

in Bremen stationiert, wird auch in Niedersachsen eingesetzt 

in Hamburg stationiert, wird auch in Niedersachsen und Schleswig-Holstein eingesetzt 
'^) in Frankfurt stationiert, wird auch in Rheinland-Pfalz und Bayern eingesetzt 
in Kassel stationiert, wird auch in Niedersachsen eingesetzt 
Standort liegt noch nicht fest 

in Ludwigshafen stationiert, wird auch in Baden-Württemberg und Hessen eingesetzt 
in Koblenz stationiert, wird auch in Hessen eingesetzt 
^2) SAR = Search and Rescue (militärischer Such- und Rettungsdienst) 
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Drucksache 7/3815 


Anlage 8 

29. Mai 1974 


Grundsätze für den Einsatz von Hubschraubern im Rettungsdienst 


1 Vorbemerkung 

Der Bund/Länder- Ausschuß und die Ständige Konfe- 
renz „Rettungswesen" halten es für erforderlich, fol- 
gende Anforderungen für den Einsatz von Hub- 
schraubern im Rettungsdienst festzulegen. 

Die Grundsätze sollen Bund und Ländern bei ihren 
Überlegungen und Entscheidungen im Zusammen- 
hang mit der Verwendung von Hubschraubern im 
Rettungsdienst als Maßstab dienen. Sie sollen ins- 
besondere Anhaltspunkte liefern, ob bestimmte Vor- 
haben in der Luftrettung nach ihrer Konzeption 
förderungswürdig sind. Außerdem können sie bei 
Einzelentscheidungen helfen, z. B, ob bestimmte Ge- 
nehmigungen zu erteilen oder Auflagen zu machen 
sind. 

Schließlich sollen die Grundsätze 

— den im Rettungsdienst Tätigen als Anhalt für 
Ihre Mitwirkung beim Hubschrauberrettungs- 
dienst dienen und 

— die Öffentlichkeit über den Luftrettungsdienst 
unterrichten. 


2 Aufgaben 

2.1 

Schnelle Heranführung von Notarzt und Rettungs- 
sanitäter an den Notfallort zur Durchführung lebens- 
rettender Maßnahmen und Herstellung der Trans- 
portfähigkeit des Notfallpatienten, 

2.2 

Transport von Notfallpatienten in das geeignete 
Krankenhaus unter Aufrechterhaltung der Transport- 
fähigkeit und Vermeidung weiterer Schäden (Primär- 
transport). 

2.3 

Transport bereits medizinisch erstversorgter Patien- 
ten aus einem Krankenhaus in ein für die Endbe- 
handlung besser geeignetes Krankenhaus (Sekun- 
därtransport). 

2.4 

Transport von Arzneimitteln, Blutkonserven, Orga- 
nen für Transplantationen oder medizinischem Ge- 
rät. 

2.5 

Suche von Personen, z. B. über Seen oder im Ge- 
birge. 


3 Organisation 

3.1 

Der Rettungshubschrauber (RTH) darf keine eigen- 
ständige Einrichtung sein, sondern muß Bestandteil 
des einheitlichen Rettungsdienstes mit einheitlichem 
Notfall-Meldesystem sein. Der Rettungshubschrau- 
ber (RTH) ist daher einer für den Rettungsdienst in 
seinem Einsatzbereich zuständigen Rettungsleitstelle 
zuzuordnen, die seinen Einsatz leitet und mit dem 
Einsatz anderer Rettungsmittel koordiniert. Andere 
Rettungsleitstellen fordern ihn über die zuständige 
Rettungsleitstelle an. 

3.2 

Der Einsatz des RTH darf nicht von einer ärztlicher^ 
Diagnose oder von vorheriger Regelung der Kosten-^ 
tragung abhängig gemacht werden, 

3.3 

Der RTH muß ständig für den Rettungseinsatz be- 
reitstehen, sofern er nicht andere vorrangige Auf- 
gaben, etwa Einsatz bei Katastrophen oder im SAR- 
Dienst, zu erfüllen hat. 

3.4 

Als zweckmäßiger Einsatzradius des RTH für Ein- 
sätze nach 2,1 und 2.2 sind unter den derzeitigen 
Gegebenheiten grundsätzlich 50 km anzusehen. 

3.5 

Allgemein-Krankenhäuser, insbesondere Kranken- 
häuser, die zur Aufnahme von Notfallpatienten ge- 
eignet sind, sollen über Hubschrauberlandemöglich- 
keiten verfügen. 

3.6 

Der Hubschrauber ist möglichst an einem Kranken- 
haus bereitzustellen (Rettungswache des RTH). Da- 
bei ist durch organisatorische Maßnahmen auch in- 
nerhalb des Krankenhauses sicherzustellen, daß er 
zwei Minuten nach der Alarmierung einsatzbereit 
starten kann. 

3.7 

Der Hubschrauber und seine Rettungswache sind in 
das regionale Notrufmeldesystem zu integrieren. 
Hierfür sind die erforderlichen Fernsprech- und 
Funkverbindungen herzustellen, Rettungswache und 
Hubschrauber sind insbesondere mit einem Viel- 
kanal-Funkgerät (z. Z. FuG 7b) auszustatten, das die) 
wahlweise Schaltung auf Frequenzen des Rettungs- 
dienstes, des Katastrophenschutzes und der Polizei 
erlaubt. 
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3.8 

Ausfallzeiten des Hubschraubers wegen Wartung 
oder Reparatur müssen durch einen Ersatz-RTH ab- 
gededct werden. 

4 Besatzung des Rettungshubsdiraubers 

Der RTH ist neben dem Piloten bei allen Einsätzen 
mit einem Notarzt und einem Rettungssanitäter oder 
einer mindestens gleichwertig ausgebildeten Kraft 
zu besetzen. 

5 Flugtedmisdie Eigenschaften des Rettungshub- 
schraubers 

Der Rettungshubschrauber muß besondere Voraus- 
setzungen erfüllen (Anlage). 

6 Medizinische Ausstattung 

6.1 

Die medizinische Ausstattung des RTH muß der in 
Entwicklung befindlichen Norm entsprechen. Bis zur 
Verabschiedung des Normblattes gilt folgendes: 

6 . 1.1 

Im RTH müssen außer der Besatzung zwei Notfall- 
patienten liegend nebeneinander befördert werden 
können. 

6 . 1.2 

Der Raum innerhalb des RTH muß mindestens die 
zur Aufrechte rhaltung der Transportfähigkeit eines 
Notfallpatienten notwendigen Maßnahmen ermög- 
lichen. Ein Sitzplatz muß sich am Kopfende der Tra- 
gen befinden. 

6.1.3 

Der RTH muß mit luftfahrtzugelassenen Tragen mit 
den Maßen nach Din 13 124 oder 13 125 und mit 
Vakuum-Matrazen ausgerüstet sein. 


6.1.4 

Der RTH muß so ausgerüstet sein, daß lebensret- 
tende Sofortmaßnahmen am Unfallort sowie die Her- 
stellung und Aufrechterhaltung der Transportfähig- 
keit des Notfallpatienten auch während des Fluges 
möglich sind. 

6.1.5 

Die medizinische Ausrüstung des Hubschraubers 
muß für Arzt und Rettungssanitäter auch während 
des Fluges leicht zugänglich sein. 

6.1.6 

Alle Innenflächen des RTH einschließlich aller Ein- 
bauten und der Bodenbelag müssen zur Reinigung 
leicht zugänglich, abwaschbar und zur Scheuer- und 
Sprüh-Desinfektion geeignet sein. 


Anlage 

Besondere technische Eigenschaften 
von Rettungshubschraubern 

— Turbinentriebwerke mit ausreichender Leistungs- 
reserve 

— Einsatzmöglichkeit unter ungünstigen Wetterbe- 
dingungen 

— Fluggeschwindigkeit über 200 km/h 

— Lärmentwicklung in der Kabine im Flug mög- 
lichst nicht über 80 dB (A) 

— Vibration in der Kabine bei voller Rotordrehzahl 
im Flug möglichst nicht über 30 Hertz 

— Beheizbarkeit der Kabine 

— hochliegender Haupt- und Heckrotor 

— kleine Rotordurdimesser 

— Gegensprechanlage für Pilot, Notfallarzt und Ret- 
tungssanitäter 
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Anlage 9 


Unterrichtung*) 

durch die Bundesregierung 


betr. Einheitliches Notrufnummernsystem im Bundesgebiet 


Entsprechend dem Beschluß des Deutschen Bundestages in sei- 
ner 67. Sitzung am 29. November 1973 zum Antrag des Aus- 
schusses für Forschung und Technologie und für das Post- und 
Fernmeldewesen (17. Ausschuß) auf Drucksache 7/1189 berichtet 
die Bundesregierung über die Einführung eines Einheitlichen 
Notrufnummernsystems — Stand 31. August 1974 — . 

Anlage 1 enthält Angaben zum Notruf 110, 

Anlage 2 enthält Angaben zum Feuerwehrruf 112. 

Ergänzend dazu sind folgende Hinweise zu geben: 

1. Im Bereich der Deutschen Bundespost gibt es 3 785 Fern- 
sprechortsnetze. Jedes Ortsnetz soll mindestens je einen An- 
schluß HO und 112 erhalten. In größeren Ortsnetzen werden 
wegen des höheren Verkehrsaufkommens mehrere An- 
schlüsse erforderlich sein. Die Anzahl wird im Einzelfall von 
der Polizei bzw. der Feuerwehr bestimmt. 

Beispiel; Land Berlin 

1 Ortsnetz mit 12 Anschlüssen HO 
und 12 Anschlüssen 112 

2. In Fernsprechortsnetzen ohne ständig besetzte Abfragestellen 
für den Feuerwehrruf, aber mit durchgehend besetzten Ab- 
fragestellen für den Notruf können mit Einverständnis der 
Polizei und der Feuerwehr die Anschlüsse 112 mit den An- 
schlüssen HO parallel geschaltet werden. Für die Feuerwehr 
bestimmte Anrufe werden somit automatisch zur Notruf- 
abfragestelle der Polizei geleitet. 

3. Etwa 80 V. H. der Bürger wohnen in solchen Ortsnetzen, 
in denen der einheitliche Notruf HO bereits eingerichtet ist. 
In allen Ortsnetzen mit mehr als 30 000 Einwohnern be- 
stehen Anschlüsse HO. 


*) Drucksache 7/2588 (neu) 
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4. Die z. Z. vorliegenden Anträge auf Einrichtung von An- 
schlüssen 110 werden vorwiegend zu einer Verbesserung der 
Notrufmöglichkeiten auf dem Lande führen. 

5. Vom Eingang eines Antrages an gerechnet, benötigt die 
Deutsche Bundespost in 90 v. H. der Fälle für die Planung 
und den Aufbau der Notruftechnik in den Ortsvermittlungs- 
stellen und bei den Abfragestellen sieben bis elf Monate. 
Häufig werden auf Wunsch des Antragstellers die beantrag- 
ten Anschlüsse erst später bereitgestellt als es vom Zeit- 
bedarf der Deutschen Bundespost her gesehen möglich wäre. 
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Anlage 1 
Stand: 31. August 1974 


Notruf 110 


Land 

insgesamt 

einzu- 

riditende 

An- 

schlüsse 

An- 

schlüsse 

in 

Betrieb 

darunter 
(Spalte 3) 
An- 
schluß 
für 

münz- 

freien 

Notruf 

Anträge 

seit 

20. Sep- 
tember 
1973 

darunter 
(Spalte 5) 
auf An- 
sdiluß 
für 

münz- 

freien 

Notruf 

Anträge 

seit 

20. Sep- 
tember 
1973 auf 
Umwand- 
lung von 
Anschlüs- 
sen in 
Spalte 3 
in An- 
schlüsse 
für münz- 
freien 
Notruf 

Erledigung der Anträge 
in Spalten 5 und 7 bis 

August 

1974 

Dezember 

1974 

Dezember 

1975 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Baden-Württemberg .... 

580 

325 

1 

241 

241 

173 


62 

377 

Bayern 

1 060 

231 

— 

102 

102 

51 

2 

139 

12 

Berlin 

15 

12 

12 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

10 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hamburg 

15 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

350 

110 

15 

12 

12 

18 

— 

7 

23 

Niedersachsen 

730 

121 

— 

338 

338 

65 

— 

112 

247 

Nordrhein-Westfalen .... 

580 

573 

— 

10 

10 

19 

— 

— 

27 

Rheinland-Pfalz 

330 

210 

27 

119 

119 

94 

15 

173 

15 

Saarland 

70 

69 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Schleswig-Holstein 

260 

113 

1 

40 

40 

i 

9 

4 

11 

29 


1 4 000 

1 779 

56 1 

1 862 

862 1 

429 1 

21 

504 

730 
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Anlage 2 

Stand: 31. August 1974 


Feuerwehrruf 112 


Land 

insgesamt 

einzU“ 

riditende 

An- 

schlüsse 

An- 

schlüsse 

in 

Betrieb 

darunter 
(Spalte 3) 
An- 
schluß 
für 

münz- 

freien 

Feuer- 

wehrruf 

Anträge 

seit 

20. Sep- 
tember 
1973 

darunter 
(Spalte 5) 
auf An- 
schluß 
für 

münz- 

freien 

Feuer- 

wehrruf 

Anträge 

seit 

20. Sep- 
tember 
1973 auf 
Umwand- 
lung von 
Anschlüs- 
sen in 
Spalte 3 
in An- 
schlüsse 
für münz- 
freien 
Feuer- 
wehrruf 

Erledigung der Anträge 
in Spalten 5 und 7 bis 

August 

1974 

Dezember 

1974 

Dezember 

1975 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Baden-Württemberg 

580 

112 

3 

6 

6 

1 

— 

6 

— 

Bayern 

1 060 

84 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berlin 

15 

12 

12 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Bremen 

10 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hamburg 

15 

6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Hessen 

350 

63 

9 

16 

16 

4 

1 

2 

15 

Niedersadisen 

730 

90 

2 

1 

1 

8 

— 

5 

4 

Nordrhein-Westfalen .... 

580 

444 

6 

2 

2 

7 

— 

6 

3 

Rheinland-Pfalz 

330 

30 

16 

2 

2 

4 

— 

2 

4 

Saarland 

70 

14 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Schleswig-Holstein 

260 

58 

— 

3 

— 

— 

2 

1 

— 


1 4 000 

916 

48 

1 30 

27 

1 24 

1 3 

22 

26 
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